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A. ea) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen  

01) Zeitzeugenschaft zur Haltung der LWW und Kriegsbeginn 1939.  
      Ein Buchhinweis 
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Aus: Weichsel-Warthe, Mitteilungsblatt der Landsmannschaft Weichsel-Warthe  
        Bundesverband  e. V., 68. Jg., September 2020, S. 1 – 3 
 

 
02) Mit neuer App auf den Spuren von Günter Grass 
 
Wer auf den Spuren von Günter Grass wandern, joggen oder radeln möchte, kann dafür 
demnächst eine App nutzen. Das Lübecker Günter-Grass-Haus hat für den Herbst die App 
„Kanal digital“ angekündigt, die Interessierten von Lübeck bis Mölln durch das Stecknitztal 
führt. Eine Station dabei ist BEhlendorf, wo der Lileraturnobelpreisträger die letzten 30 Jahre 
seines Lebens lebte und seine letzte Ruhestätte fand. Das Projekt wird vom 
Bundeslandwirtschaftsministerium mit 100.000 Euro unterstützt. Ziel sei es, auch das 
ländliche Gebiet südlich von Lübeck, vorzustellen, hieß es.                    (epd) 
 
Aus: Der Tagesspiegel, S. 20 v. 21.08.2020 

 
 

03) 8000 Dokumente des Landeshauptarchivs im Internet 
 
Das Brandenburger Landeshauptarchiv hat 8.000 Urkunden hochauflösend ins Netz 
gestellt. Sie stammen aus der Zeit vom Mittelalter bis zur Neuzeit, wie das Archiv am 
Dienstag mitteilte. Es handle sich um 51.300 Scans aus der Archivdatenbank. Auch winzige 
Details auf den Urkunden seien zu erkennen. Noch nie habe man so dicht an die älteste 
Geschichte des Landes herangezoomen können, sagte Direktor Mario Glauert.  (dpa) 
 
Berliner Morgenpost,  S. 17 v. 26.08.2020 

 

 
04) Politische Korrektheit über alles? Ortsnamen sind Kulturgut! 
 
Im SdP103 haben wir auf einen Leserbrief von Lm. Rogelböck an „Die Presse“ verwiesen – 
es ging im Fall von Nikolsburg einmal mehr um die Nichtnennung deutscher Ortsnamen, 
wohlgemerkt in österreichischen Medien. Inzwischen ist eine „erklärende“ Antwort des – 
geschichtlich gebildeten – Redakteurs, mit Znaimer Wurzeln(!), eingelangt. 

► 
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Bitte sehen Sie hier – in dieser Reihenfolge – den Artikel selbst, nochmals zur Erinnerung 
den Beschwerdebrief sowie die (nur politisch korrekte?) Antwort. 
 

 
 

► 



 

Seite 74 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 776 vom 17.09.2020 
 
Sehr geehrter Herr Chefredakteur! 
 
Als ich heute früh als langjähriger Abonnent die Presse durchgelesen habe, traute ich 
meinen Augen nicht: Da steht auf Seite 18 - Feuilleton - im Artikel „Ein Wald-und-Wiesen-
Festival für Wagner" folgendes im zweiten Absatz: 
 
„Unter dem Titel .... präsentierte sich im Amphitheater von MIKULOV, ein paar Kilometer 
jenseits der Nordgrenze N.Ö." 
 
Anscheinend hat der Journalist Gürtelschmied nicht gewusst wo er sich da befindet, denn 
sonst hätte er das so nicht alleine stehen gelassen. 
Für dessen Stammbuch: Er befand sich in NIKOLSBURG, einer ehem. Altösterreichischen 
Bezirksstadt in Mähren, die bis zur Vertreibung der deutschen altösterreichischen 
Einwohner im Jahr 1945 bis zum Ende des 1. Weltkrieges zu fast 92 % eine rein 
deutschsprachige Bevölkerung hatte. Erst durch den Zwangsfriedensvertrag von St. 
Germain wurden danach tschechische Grenzbeamte, Zöllner usw. dort angesiedelt. 
Der Schreiber des Artikels sollte einmal nachlesen, was sich da in den letzten Mai- und 
Junitagen 1945 bei der Vertreibung der deutschen altösterreichischen Bevölkerung aus 
dieser Stadt abgespielt hat, vor allem wie man mit Menschen, deren Familien dort seit mehr 
als 700 Jahren gelebt haben, umgegangen ist. Mit Beschimpfungen, Hieben, Ausrauben, 
Beschlagnahmen usw. wurden damals Menschen brutal verfolgt und mit ganz wenig 
Gepäck - meist nur das was sie am Leibe trugen - über die Grenze nach Österreich 
getrieben. Dazu mussten sie noch den Todesmarsch der Brünner (aus Brünn am 31. Mai 
vertrieben) erleben, die wie eine wankende Viehherde zur Grenze getrieben wurden. 
Ihr Redakteur sollte sich nach Drasenhofen, dem österreichischen Grenzort begeben, wo 
sich neben vielen Gedenkstätten von Pohrlitz bis Purkersdorf auch eine für die 185 dort 
begrabenen Brünner befindet. 
Übrigens: 
Zwei österreichische Bundespräsidenten sind besonders mit Nikolsburg verbunden: 
Dr. Adolf Schärf, geboren am 20.4.1890 in Nikolsburg, und Dr. Karl Renner, geboren am 
14.12.1870 in Unter-Tannowitz nahe Nikolsburg, verstorben am 31.12.1950 - er ging in 
Nikolsburg ins Gymnasium und maturierte dort! 
Wie hätte Kreisky gesagt: „Lernens Geschichte!“ 
In diesem Artikel hätte es richtigerweise lauten müssen: in Nikolsburg (Mikulov) - aber dem 
war nicht so  
Ich hoffe, dass sich da in der Presse diesbezüglich etwas ändert, denn: dort heißt es Prag 
und nicht Praha bzw. Brünn und nicht Brno - was in beiden Fällen richtig ist. Noch immer 
heißt es Bratislava und nicht Preßburg (Bratislava).    
Vielleicht findet da ein Umdenken statt. 
 
Bin schon auf Ihre Antwort neugierig (bitte aber nicht auf irgendwelche internationale 
Abkommen beziehen), 
mit freundlichen Grüßen Ihr Abonnent 
 
Hubert Rogelböck 
4.8.2020 
 
 
 
 

 
► 
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Sehr geehrter Herr Rogelböck, 
 
herzlichen Dank für Ihre freundliche Zuschrift. Die Chefredaktion hat mich beauftragt, Ihnen 
zu antworten.  
 Aus Respekt vor der zwischenstaatlichen Souveränität und im Sinne einer guten 
Nachbarschaft verwendet DIE PRESSE die heute politisch korrekten Ortsnamen. Als 
Musikkritiker hatte ich das Eröffnungskonzert der „Weinviertler Festspiele“ zu rezensieren.  
Eine Kulturgeschichte von Mikulov, ehemals Nikolsburg, war nicht das Thema. 
 Betreffend des charmanten Gebrauchs des legendären Kreisky-Zitats darf ich Ihnen 
mitteilen, daß ich seit ungefähr sechzig Jahren Geschichte lerne – dank eines erstklassigen 
Unterrichts bei Prof. Wilhelm Pevny am BRG 8, Albertgasse 18-22. Dort legte ich auch im 
Juni 1967 die Matura (Wahlfach: Geschichte) mit Auszeichnung ab. Außerdem bin ich über 
die sogenannten Beneš-Dekrete und Ihre Folgen bestens informiert: meine Familie stammt 
aus Znojmo, ehemals Znaim. Etliche meiner Gürtelschmied-Verwandten wurden 1945 von 
dort vertrieben. 
  
Hochachtungsvoll 
 
Ihr 
 
Walter Gürtelschmied 

 
Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 107, 2020, Wien, am 18. August 2020 

 
 
Durch ein Rundmail wurde mir das Schreiben des Presse-Redakteurs Gürtelschmied bzgl. 
Verwendung der deutschen Ortsbezeichnungen für Orte in der Tschechischen Republik 
bekannt. 
Ich darf Ihnen mitteilen, dass Znaim keineswegs „ehemals" oder „früher" Znaim und jetzt 
„Znojmo" hieß und heißt, sondern es seit Jahrhunderten gemäß der zweisprachigen 
Traditionen eine deutsche und eine tschechischen Ortsbezeichnung gab und gibt. 
 Meine tschechischen Freunde verwenden, wenn sie Deutsch sprechen, immer die 
deutsche Ortsbezeichnung, ich im Tschechischen immer die Tschechische. 
 Mit besten Grüßen, srdečně zdraví, 
Niklas Perzi 
 
Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich,  Nr. 118 / 2020, Wien, am 3. September 2020 

 
 

05) Deutsche Ortsnamen: Kampf um unser sudetendeutsches Erbe 
 
 Auf vorbildliche, geradezu unermüdliche Art und Weise bestreitet Lm. Wutscher (Salzburg) 
den „Kampf um unser sudetendeutsches Erbe“, indem er sich für die Nennung der 
deutschen, altösterreichischen Ortsnamen vor allem auf dem Gebiet des heutigen 
Tschechien einsetzt. Bitte sehen Sie an dieser Stelle den Briefwechsel mit dem Styria-
Verlag – es geht um den Ausflugsführer „Von der Moldau zur Thaya“ (SdP079). 
 
 Liebe Leser! Bitte folgen Sie dem Beispiel unseres Landsmannes – wenn Ihnen in einem 
Medium auffällt, daß „unsere“ Ortsnamen vernachlässigt oder gar nicht erwähnt werden, so  
 

► 
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reagieren Sie mit einem höflichen, aber bestimmten Schreiben an die jeweilige Redaktion.  
Oft ist einfach Unwissenheit der Grund für die begangenen „Fehler“ (siehe Richtigstellung 
in der „Presse“ zu Nikolsburg). 
 
Im Übrigen befindet sich die österreichische Botschaft in Kroatien in Agram, jene in 
Slowenien in Laibach, jene der Slowakei in Pressburg usw. 
 
Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 122, 2020, Wien/Klosterneuburg, am 10. 
September 2020 

 
 

06) Liechtenstein-Klage gegen Tschechien in Straßburg 
  
Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein hat beschlossen, gegen die Tschechische 
Republik eine Staatenbeschwerde beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) in Straßburg einzureichen, um die Souveränität des Landes sicherzustellen. 
  
Individuelle Klagen gibt es Zehntausende vor dem Straßburger Gerichtshof. Zu 
sogenannten Staatenklagen ist es in den letzten 60 Jahren nur 25 Mal gekommen. Grund 
dafür ist, dass die Klage gegen einen anderen Vertragsstaat als  unfreundlicher politischer 
Akt verstanden wird. 
Der Konflikt mit der Tschechischen Republik liegt bereits mehr als 100 Jahre zurück. Die 
Tschechoslowakei anerkannte 1918 die liechtensteinische Souveränität nicht. Sie lehnte 
1923 die Errichtung einer liechtensteinischen Gesandtschaft in Prag und 1925 die 
Vertretung Liechtensteins durch die Schweiz ab. 
  
Hier kommen Sie zur ganzen Pressemitteilung des Fürstentums. 
  
Weitere Berichte zur Causa – im Zeitablauf gereiht - bietet das „Liechtensteiner Vaterland“. 
 
 

 
 
 

► 

https://www.vaterland.li/storage/med/xmedia/1205_liechtenstein-reicht-staatenbeschwerde-gegen-die-t_100853795.pdf
https://www.vaterland.li/liechtenstein/politik/liechtenstein-reicht-staatenbeschwerde-gegen-tschechien-ein;art169,427200
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Politik  
Liechtenstein klagt gegen Tschechien in Strassburg  
Die Regierung hat beschlossen, gegen die Tschechische Republik eine Staatenbeschwerde 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Strassburg einzureichen, 
um die Souveränität des Landes sicherzustellen.  
«Die Regierung sieht die Souveränität des Landes in der Tschechischen Republik derzeit 
als nicht ausreichend respektiert an», schreibt die Regierung in einer Medienmitteilung. 
Hintergrund ist ein aktuelles höchstgerichtliches Urteil in Tschechien, in welchem erneut 
liechtensteinischen Staatsangehörigen bestehende Grundrechte mit der Begründung 
entzogen wurden, sie hätten bezüglich der Präsidialdekrete von 1945 als Deutsche zu 
gelten. 
Pressemitteilung der Regierung zur Staatenbeschwerde gegen die Tschechische Republik 
(31.28 KBytes.)  
«Diese neuerliche Anwendung im Jahr 2020 entspricht einer offensichtlichen Missachtung 
der Souveränität Liechtensteins und der Identität seiner Staatsangehörigen. Um dies zu 
bekämpfen und damit die Souveränität Liechtensteins zu unterstreichen, wird das 
Rechtsschutzinstrument der Staatenbeschwerde ergriffen, welches in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) verankert ist», so die Regierung zu diesem 
aussergewöhnlichen Schritt. 
Individuelle Klagen gibt es Zehntausende vor dem Strassburger Gerichtshof. Zu 
sogenannten Staatenklagen ist es in den letzten 60 Jahren nur 25 Mal gekommen. Grund 
dafür ist, dass die Klage gegen einen anderen Vertragsstaat als  unfreundlicher politischer 
Akt verstanden wird. 
Der Konflikt mit der Tschechischen Republik liegt bereits mehr als 100 Jahre zurück.  Die 
Tschechoslowakei anerkannte 1918 die liechtensteinische Souveränität nicht. Sie lehnte 
1923 die Errichtung einer liechtensteinischen Gesandtschaft in Prag und 1925 die 
Vertretung Liechtensteins durch die Schweiz ab.  
Sie betrachtete den Fürsten von Liechtenstein als den Habsburgern untergeordnet, um den 
Grundbesitz des Hauses Liechtenstein in die 1918 proklamierte Bodenreform einbeziehen 
zu können. Durch diese wurden bis 1936 rund 57 Prozent des fürstlich-liechtensteinischen 
Grundbesitzes in der Tschechoslowakei enteignet. Die restlichen Besitztümer wurden 1945 
im Zusammenhang mit den Benes-Dekreten entschädigungslos konfisiziert. (Siehe auch 
Historisches Lexikon) 
Hauptsächlich betroffen von der Rechtsauffassung in Tschechien ist  das Fürstenhaus. Die 
Regierung schreibt in ihrer Mitteilung, dass 29 liechtensteinische Staatsangehörige 
betroffen sind, «denen auf dem Gebiet der heutigen Tschechischen Republik rechtswidrig 
Vermögen entzogen und Entschädigungen verweigert wurden». Mit anderen neutralen 
Staaten, wie etwa der Schweiz, sei die Tschechische Republik in den vergangenen 
Jahrzehnten bereit gewesen, bilaterale Lösungen in ähnlichen vermögensrechtlichen 
Fragen auszuhandeln. «Mit Liechtenstein wurden jedoch nie Gespräche über die offenen 
vermögensrechtlichen Fragen geführt», schreibt die Regierung. Man könne wegen allfälliger 
Präzedenzwirkungen nicht hinnehmen,  dass die tschechischen Behörden und Gerichte 
systematisch Liechtensteiner Staatsbürger weiterhin «entgegen klarer Fakten» als 
Deutsche klassieren. «Liechtenstein ist seit 1806 ein souveräner Staat», stellt die Regierung 
klar. (red/ikr) 
 
Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 109, 2020. Wien, am 20. August 2020 
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https://www.vaterland.li/liechtenstein/politik/
https://www.vaterland.li/storage/med/xmedia/1205_liechtenstein-reicht-staatenbeschwerde-gegen-die-t_100853795.pdf
https://www.vaterland.li/storage/med/xmedia/1205_liechtenstein-reicht-staatenbeschwerde-gegen-die-t_100853795.pdf
https://historisches-lexikon.li/Tschechoslowakei,_Tschechische_Republik,_Slowakische_Republik
https://historisches-lexikon.li/Tschechoslowakei,_Tschechische_Republik,_Slowakische_Republik

